
Antrag auf Genehmigung zum Abbrennen eines Nutzfeuers in Rees 
(zwischen dem 01.10.2023 und 20.04.2024) 
 
(persönlich, postalisch, per E-Mail an ordnungsamt@stadt-rees.de oder per Fax 02851 51-925 bis 7 
Werktage vor dem Termin inkl. aller Nachweise!) 
 
Antragsteller 
 Name, Vorname(n), ggf. Geschäftsführer/in, Vorsitzende/r  Geburtsdatum 

    
 Straße, Hausnummer  Postleitzahl   Ort 

    
 Telefon / Mobilfunknummer   Email  

    
 
  Aufsichtspersonen an der Feuerstelle (Es sind 2 Aufsichtspersonen zu benennen, eine davon min. 18 Jahre) 

Name, Vorname(n), Wohnanschrift 

 
 

Mobilfunknummer (zwingend erforderlich) Geburtsdatum 

Name, Vorname(n), Wohnanschrift 

 
 

Mobilfunknummer (zwingend erforderlich) Geburtsdatum 

 
  Angaben zum Nutzfeuer 

Ort  
(genaue Bezeichnung des 
Grundstücks, Lage ,Anschrift) 

  

Ortsteil: 

Abbrenndatum für eine 
bestimmte Kalenderwoche 
Telefonische Mitteilung des 
konkreten Abbrenntermins 
 

 

Ist der Antragsteller 
Eigentümer 
des Grundstücks auf dem 
sich 
die Feuerstelle befindet? 

 Ja                       Nein     
 Hinweis 
Für den Fall, dass der Antragsteller nicht Eigentümer des Abbrennortes ist, ist dem Antrag ebenfalls eine 
schriftliche Einverständniserklärung des Grundstückseigentümers beizufügen. 

Art des Brennmaterials 

 aus der Pflege landschafts- und naturschutzrechtlich wertvoller Baum- und Gehölzbestände  
     (Nachweise erforderlich) 
 

 Schlagabraum und schlagabraumähnliche Abfälle, die im Rahmen der Forstwirtschaft, bei  
     Baumschulen, Gärtnereien und Obstanbau sowie der Unterhaltung von Straßen und 
Gewässern 
     anfallen  
     (Nachweise erforderlich) 

Abstände der Feuerstelle 

Feuerstellen bis zu einer Höhe von 3,50m  

 Die Abstände von 
a) mindestens 100 m von Gebäuden, die zum Aufenthalt von Menschen 

bestimmt sind,  
b) 25 m von sonstigen baulichen Anlagen  
c)    50 m von öffentlichen Verkehrsflächen   
d)    10 m von befestigten Wirtschaftswegen 
       werden eingehalten  

Abmessungen der 
Feuerstelle 

Länge(m) Breite(m) Höhe(m) 

 

Löschmittel vor Ort( ein 
Löschmittel ist zwingend 
erforderlich) 

 Feuerlöscher                  Wasserschlauch                         Güllefass m. Wasser befüllt 
 sonstiges (bitte genau angeben)  

Ich habe vom Inhalt des Merkblattes „Nutzfeuer in Rees“ Kenntnis genommen und versichere die Richtigkeit der 
gemachten Angaben. Ich nehme außerdem zur Kenntnis, dass ich mit einer Überprüfung des angezeigten 

Nutzfeuers durch die Stadt Rees rechnen muss. 
 
__________________________       __________________________     _______________________ 
Ort, Datum                                                                              Name, Vorname (Blockschrift)                                              Unterschrift 

 



 

Merkblatt „Nutzfeuer in Rees“ 
 
Die Verbrennung von Baum- und Strauchschnitten entsprechend den vorgenannten Buchstaben a) 
bis c) ist unter den Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 KrWG bei der örtlichen Ordnungsbehörde zu 
beantragen. Mit den Anträgen sind zu den Buchstaben a) und c) entsprechende Nachweise (z. B. 
Förderbescheid für die Pflege von Kopfweiden oder Wallhecken oder Fällgenehmigung) vorzulegen.  

Nutzfeuer sind nur in folgenden Fällen zulässig: 

a) Baum- und Strauchschnitt aus der Pflege landschafts- und naturschutzrechtlich wertvoller Baum- und 
Gehölzbestände – Nachweise erforderlich  
Dies umfasst insbesondere die Pflege von Kopfbäumen, Wallhecken oder Streuobstwiesen, bei 
denen große Mengen pflanzlicher Abfälle in ländlich strukturierten, oftmals schwer zugänglichen 
Bereichen als Strukturelemente zur Biotopvernetzung angelegt bzw. erhalten werden. 

  
b) Schlagabraum und schlagabraumähnliche Abfälle, die im Rahmen der Forstwirtschaft, bei 

Baumschulen, Gärtnereien und Obstanbau sowie der Unterhaltung von Straßen und Gewässern 
anfallen – Nachweise erforderlich 
Dies umfasst u. a. Baum- und Strauchschnitte, die auf Pflegemaßnahmen des Deichverbands zurück 
zu führen sind oder aus kulturtechnischen Gründen oder aus Gründen des Forstschutzes zur 
Bekämpfung von Schädlingsbefall wie dem Borkenkäfer oder zur Vernichtung übertragbarer 
Pathogene wie z. B. Feuerbrand verbrannt werden müssen. 

 
Das Verbrennen ist so zu steuern, dass Gefahren, Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen durch Luftverunreinigungen, insbesondere durch Rauchentwicklung, nicht 
eintreten können und ein Übergreifen des Feuers durch Ausbreitung der Flammen oder 
durch Funkenflug über den Verbrennungsort hinaus verhindert wird. Auch hier sollten die 
folgenden Sicherheitsmaßnahmen berücksichtigt werden:  
 
1. Der Schlagabraum muss zu Haufen zusammengebracht werden. Die Haufen sollen eine Höhe 

von 3,50 m nicht überschreiten.  
2. Als Mindestabstand sind einzuhalten:  

a) 200 m von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen,  
b) 100 m von zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Gebäuden und sonstigen 

baulichen Anlagen, soweit diese nicht innerhalb von im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen errichtet sind,  

c) 50 m von öffentlichen Verkehrsflächen,  
d) 10 m von befestigten Wirtschaftswegen.  

3. Die Haufen müssen von einem 15 m breiten Ring umgeben sein, der von Schlagabraum und 
ähnlichen brennbaren Stoffen frei ist.  

4. Andere Stoffe, insbesondere Mineralöle, Mineralölprodukte oder andere Abfälle dürfen weder 
zum Anzünden noch zur Unterhaltung des Feuers benutzt werden.  

5. Bei starkem Wind darf nicht verbrannt werden, vorhandenes Feuer ist bei aufkommendem 
starken Wind unverzüglich zu löschen.  

6. Das Feuer ist ständig von zwei Personen, davon eine über 18 Jahre alt, zu beaufsichtigen. Sie 
dürfen den Verbrennungsplatz erst verlassen, wenn Feuer und Glut erloschen sind.  

7. Verbrennungsrückstände sind unverzüglich in den Boden einzuarbeiten oder mit Erde 
abzudecken.  

8. Die Haufen dürfen erst unmittelbar vor dem Verbrennen zusammengebracht werden, wenn zu 
erwarten ist, dass Vögel und Kleinsäuger im Schlagabraum Unterschlupf suchen. In einem 
Umkreis von 4 km Radius um den Flughafenbezugspunkt sowie innerhalb eines Abstandes 
von 1,5 km von Landeplätzen und Segelfluggeländen darf Schlagabraum nur mit Einwilligung 
der Luftaufsicht oder Flugleitung verbrannt werden.  
 

Verstöße können mit einem Bußgeld geahndet werden 
 
 
 
 



Information nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) bei 
Erhebung personenbezogener Daten bei der betroffenen Person 
 

1. Bezeichnung der 
Datenverarbeitung 
 

Anzeige eines Brauchtumsfeuers; Genehmigung oder 
Untersagung eines Nutzfeuers 

 
Art. 13 Abs. 1 DS-GVO 
 
2. Verantwortliche/r 
(Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen) 

Stadt Rees 
Die Bürgermeisterin / Der Bürgermeister 
Markt 1, 46459 Rees 
Telefon: 02851 51-0 
Telefax: 02851 51-925 
E-Mail: info@stadt-rees.de 
Internet: www.stadt-rees.de 

3. Datenerhebende Stelle 
(Name und Kontaktdaten der datenerhebenden 
Stelle) 
 

Stadt Rees 
Die Bürgermeisterin / Der Bürgermeister 
Fachbereich 3 - Öffentliche Ordnung 
Markt 1, 46459 Rees 
Telefon: 02851 51-0 
Telefax: 02851 51-925 
E-Mail: ordnungsamt@stadt-rees.de 

4. Datenschutzbeauftragte/r 
(Kontaktdaten) 
 

Die Kontaktdaten des/der Datenschutzbeauftragten/n lauten: 
 

Behördlicher Datenschutzbeauftragter der Stadt Rees 
c/o Kommunales Rechenzentrum Niederrhein 
Beauftragte für Datenschutz & IT-Sicherheit 
Friedrich-Heinrich-Allee 130, 47475 Kamp-Lintfort 
Tel.: 02842 9070 425 
Fax: 02842 92732 425 
E-Mail: datenschutz@krzn.de 

5. Zweck/e der 
Datenverarbeitung 

Zweck der Datenverarbeitung ist die Anzeige eines 
Brauchtumsfeuers oder die Genehmigung oder Untersagung 
eines Nutzfeuers. 
 

Ihre in diesem Zusammenhang zu verarbeitenden 
personenbezogenen Daten sind zweckgebunden, das heißt, sie 
werden nur für den Zweck der Anzeigepflicht eines 
Brauchtumsfeuers oder für die Genehmigung bzw. Untersagung 
eines Nutzfeuers verwendet. 

6. Wesentliche 
Rechtsgrundlage/n 
(ohne Rechtsgrundlage ist die Einwilligung gem. 
Art. 6 Abs.1 a) i. V. m. Art. 7 u. 8 DS-GVO 
erforderlich) 

Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
erfolgt aufgrund folgender Rechtsgrundlage: § 7 Abs. 1 
LImschG, Ordnungsbehördliche Verordnung über die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Gebiet der Stadt Rees vom 09.09.2008 
 
Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt 
außerdem aufgrund Ihrer Einwilligung. 

7. Ggf. Empfänger und 
Kategorien von Empfängern der 
Daten 
(bei Übermittlung der Daten an andere Stellen 
innerhalb oder außerhalb der Stadt Rees sind 
diese hier anzugeben) 
 
 

Ihre Daten werden ausschließlich im Rahmen 
datenschutzrechtlicher Zulässigkeiten insbesondere an 
 
 

 folgende andere Dienststellen/Behörden: Veranstalter, 
Grundstückseigentümer, Feuerwehr, Kreispolizeibehörde 
 

weitergegeben oder befinden sich mit diesen im Rahmen der 
Sachbearbeitung im Datenaustausch. 

8. Ggf. beabsichtigte 
Übermittlung in Drittländer 
außerhalb der EU / internationale 
Organisationen 
(nur zulässig gem. Art 44 – 50 DSGVO) 

Ihre personenbezogenen Daten werden 
 

 nicht an Drittländer außerhalb der EU / internationale 
Organisationen übermittelt. 



 
Art. 13 Abs. 2 DS-GVO 

9. Dauer der Speicherung und 
Aufbewahrungsfristen 
(falls nicht möglich, die Kriterien für die 
Festlegung der Speicherdauer) 

Die verarbeiteten personenbezogenen Daten werden nach 
Maßgabe des Art. 17 DS-GVO unverzüglich gelöscht, wenn 
diese für die Zwecke, für die sie erhoben worden sind, nicht 
mehr erforderlich sind, die betroffene Person ihre Einwilligung 
widerrufen hat, Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt 
wurde, eine unrechtmäßige Datenverarbeitung vorliegt oder 
wenn die Löschung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 
erforderlich ist. Gesetzliche oder auf anderen 
Rechtsvorschriften beruhende Aufbewahrungsfristen stehen 
einer Löschung entgegen. 
 

10. Rechte der betroffenen 
Person 
 

Betroffene Personen haben insbesondere folgende Rechte, 
wenn die gesetzlichen und persönlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind: 
 Recht auf Auskunft über die verarbeiteten 

personenbezogenen Daten 
 Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten 
 Recht auf Löschung  
 Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung 
 Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung 
 Recht auf Datenübertragbarkeit 
 Recht auf Beschwerde an die Aufsichtsbehörde bei 

Datenschutzverstößen 
 Recht, auf jederzeitigen Widerruf einer Einwilligung (Die 

Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Verarbeitung bleibt unberührt.) 

 

11. Zuständige Aufsichtsbehörde Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestr. 2-4 
40213 Düsseldorf 
Telefon 0211 / 38424-0 
Fax 0211 / 38424-10 
Email poststelle@ldi.nrw.de 
 

12. Bereitstellung der 
personenbezogenen Daten 
 

Es besteht eine Pflicht zur Bereitstellung der 
personenbezogenen Daten. Die Bereitstellung ist 

 durch Gesetz vorgeschrieben. 
 
Eine Nichtbereitstellung der Daten hätte zur Folge: 
Keine Bearbeitung des Antrages möglich. 
 

 


